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Anlass, Gegenstand und Aufbau der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit untersucht die Frage, wie die beiden Themen-
komplexe Pflichtteilsrecht und Steuerrecht miteinander in Verbindung
zu bringen sind. Aufgrund aktueller Entscheidungen der Finanzgerich-
te1 in den letzten Jahren ist der Themenkomplex „Pflichtteilsrecht und
Steuerrecht“ vermehrt zum Gegenstand wissenschaftlicher Erörterungen
geworden. Gerichte und einschlägige Literaturvertreter beschäftigen sich
in regelmäßigen Abständen mit den steuerlichen Aspekten des Pflichtteils-
rechts, was auf die enorme praktische Relevanz des Steuerrechts für die
Nachfolgeplanung zurückzuführen ist. Ohne die steuerlichen Folgen ein-
zelner erbrechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten zu bedenken, kann eine
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sinnvolle Nachfolgeplanung ins-
besondere bei größeren, über den steuerlichen Freibeträgen liegenden
Vermögensmassen nicht vorgenommen werden. Die besondere Bedeutung
des Steuerrechts für die Nachfolgegestaltung zeigt sich insbesondere beim
sog. Berliner Testament. Aus zivilrechtlicher Sicht mag dieses zwar sinn-
voll sein, da es dem Versorgungsbedürfnis des überlebenden Ehegatten
Rechnung trägt. Aus steuerlicher Sicht kann sich dieses hingegen mangels
optimaler Ausnutzung steuerlicher Freibeträge als ungünstig erweisen.2

Das gesetzliche Pflichtteilsrecht – geregelt in den §§ 2303 ff. BGB –
setzt dem Erblasser Grenzen bei der Nachfolgeplanung hinsichtlich der
Verteilung seines Vermögens auf die Erben. Das Entstehen von Pflichtteils-
ansprüchen im Todesfall führt dazu, dass nicht bedachte oder auch „un-
liebsame“ Abkömmlinge, Eltern oder Ehegatten von der Erbschaft profitie-
ren. Derartige Ansprüche bergen daher ein erhebliches Potential, den Fa-
milienfrieden in empfindlicher Weise zu stören. Unter Berücksichtigung
dieses Konfliktpotentials fällt der Pflichtteil dem Pflichtteilsberechtigten
nicht automatisch an, sondern muss vielmehr von diesem eingefordert
werden. Auf diese Weise kann der Pflichtteilsberechtigte selbst darüber
entscheiden, ob er familiären oder monetären Interessen den Vorzug
gewährt. Auch dem Steuerrecht, insbesondere dem für die Besteuerung
des Pflichtteils in erster Linie einschlägigen Erbschaftsteuerrecht, ist das

A.

1 Siehe z.B. BFH DStR 2020, 1496; BFH DStR 2017, 1817; BFH DStR 2017, 724;
BFH DStR 2013, 523.

2 Keim ZEV 2016, 6 (7).
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vom Pflichtteilsrecht ausgehende familiäre Konfliktpotential nicht fremd.
Zwar folgt das Erbschaftsteuerrecht im Grundsatz dem Bereicherungs-
und Belastungsprinzip, allerdings wird im Hinblick auf die Besteuerung
von Pflichtteilsansprüchen nicht bereits eine durch Erwerb des Pflichtteils-
anspruchs eingetretene Bereicherung des Pflichtteilsberechtigten, sondern
erst die „Geltendmachung“ des Anspruchs durch diesen für maßgeblich er-
achtet. Anlässlich einer jüngeren Entscheidung des BFH3, die die Notwen-
digkeit einer Geltendmachung beim derivativ durch Erbanfall erworbenen
Pflichtteilsanspruch in Frage stellt und deshalb teils heftiger Kritik in der
Literatur ausgesetzt ist4, stellt sich die Frage nach der Tragweite dieses Be-
griffs. Dies gilt umso mehr, als im gewissermaßen umgekehrten Fall der in
den Nachlass fallenden Pflichtteilsverbindlichkeit – in jüngerer Zeit eben-
falls vermehrt Gegenstand gerichtlicher Entscheidungen5 – ein Abzug als
Pflichtteilslast nur bei Geltendmachung erfolgen konnte. Die Arbeit geht
daher der Frage nach, ob sich die Voraussetzung der Geltendmachung nur
an Stellen auswirkt, in denen diese ausdrücklich gesetzlich niedergelegt ist,
oder ob sich diese vielmehr durch das gesamte pflichtteilsrelevante Steuer-
recht zieht. Dabei wird vor allem untersucht, ob jene Voraussetzung zur
vollständigen Aufgabe des sonst im Erbschaftsteuerrecht geltenden Berei-
cherungsprinzips zwingt. Daneben sollen auch andere steuerliche Fragen
rund um das Pflichtteilsrecht in den Blick genommen werden. Zu nennen
sind dabei vor allem unterschiedliche Konstellationen eines Verzichts ge-
gen Abfindung, die einer näheren Erörterung bedürfen. Anlass hierfür
bietet eine neuere Entscheidung des BFH, der die anwendbare Steuerklasse
bei Erbschaftsverträgen über den Pflichtteil nicht mehr nach dem persön-
lichen Verhältnis des Begünstigten zum Erblasser, sondern zum jeweils
Zuwendenden bestimmt.6 Für den steuerlichen Berater ist diese Thema-
tik deshalb interessant, weil wirtschaftlich nahezu identische Sachverhalte
durch die Wahl verschiedener Gestaltungsmöglichkeiten unterschiedliche
steuerliche Konsequenzen nach sich ziehen können. Diese beschränken
sich nicht nur auf das Erbschaftsteuerrecht, sondern können sich auch ein-
kommen- und grunderwerbsteuerlich auswirken, wobei sich insbesondere
die Frage einer Übertragbarkeit erbschaftsteuerlicher Wertungen stellt.

3 BFH DStR 2017, 724.
4 BFH NZG 2017, 552 (554 f.) mit Anm. Wälzholz; BFH ZErb 2017, 175 (177 f.)

mit Anm. Daragan; Schindler ZEV 2018, 60 (66); BFH MittBayNot 2018, 81 (85)
mit Anm. Selbherr; Mayer/Süß/Tanck/Bittler/Wälzholz/Griesel, Handbuch Pflicht-
teilsrecht, § 17 Rn. 66.

5 BFH DStR 2020, 1496; BFH DStR 2013, 523.
6 BFH DStR 2017, 1817.
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Die Wirkungen einer Geltendmachung des Pflichtteils dürfen auch in
diesem Zusammenhang nicht unterschätzt werden. Insgesamt soll die Ar-
beit daher dem Anspruch genügen, ein vom Gesetzgeber verfolgtes, in
sich konsistentes System aufzuzeigen, das der steuerlichen Behandlung des
Pflichtteils zugrunde liegt.

Eine systematische Untersuchung des pflichtteilsrelevanten Steuerrechts
hat bereits F. Bühring im Jahr 2009 in ihrer Dissertation „Pflichtteils-
recht und Erbschaftsteuer“7 durchgeführt. Die soeben bezeichneten Ent-
scheidungen der Rechtsprechung aus den letzten Jahren bieten jedoch
Anlass für eine Neubewertung, zumal die von Bühring erstellte Arbeit die
einkommen- und grunderwerbsteuerlichen Aspekte des Pflichtteilsrechts
nicht berücksichtigt. Auch die Darstellungen zum pflichtteilsrelevanten
Steuerrecht von T. Roth (2013)8 und M. Jülicher (2014)9 berücksichtigen
aufgrund des früheren Erscheinungszeitpunkts noch nicht die neueren
Tendenzen der Rechtsprechung zur Steuerklasse bei Erbschaftsverträgen
über den Pflichtteil und zur Bedeutung des Merkmals der Geltendma-
chung beim derivativen Pflichtteilserwerb. Die neueren Werke von J.
Lohr/F. Otto10 und Griesel11 (beide 2017) lassen sich diesbezüglich jeden-
falls noch ergänzen. Letztgenannten Problematiken widmet sich insbeson-
dere Wachter in zwei Beiträgen.12 In einem grundlegenden Aufsatz zu den
erbschaftsteuerlichen Konsequenzen verschiedener Abfindungskonstella-
tionen erklärt er das bereits erwähnte Urteil des BFH zur Steuerklasse für
unzutreffend und plädiert dafür, auch weiterhin die Steuerklasse nach dem
Verhältnis des Begünstigten zum Erblasser zu bestimmen.13 Eine Besteue-
rung des derivativ erworbenen Pflichtteilsanspruchs hält er dogmatisch
auch ohne Geltendmachung für zutreffend, nimmt allerdings eine bewer-
tungsrechtliche Korrektur dahingehend vor, dass im Ergebnis für diesen
Erwerb keine Steuer anfällt.14 In diese Richtung weisen auch weitere
Veröffentlichungen, namentlich von Daragan15, Wälzholz16, Schindler17,

7 Bühring, Pflichtteilsrecht und Erbschaftsteuer.
8 Roth RNotZ 2013, 193.
9 Jülicher ZErb 2014, 126.

10 Schlitt/Müller/Lohr/Otto, Handbuch Pflichtteilsrecht, § 12.
11 Mayer/Süß/Tanck/Bittler/Wälzholz/Griesel, Handbuch Pflichtteilsrecht, § 17.
12 Wachter DB 2017, 2000; BFH ZEV 2017, 283 (286) mit Anm. Wachter.
13 Wachter DB 2017, 2000.
14 BFH ZEV 2017, 283 (286) mit Anm. Wachter.
15 BFH ZErb 2017, 175 (177 f.) mit Anm. Daragan.
16 BFH NZG 2017, 552 (554 f.) mit Anm. Wälzholz.
17 Schindler ZEV 2018, 60 (66).
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Selbherr18 und Griesel19, für die der derivative Pflichtteilserwerb ohne Gel-
tendmachung ebenfalls nicht steuerbegründend ist. Das primäre Anliegen
der Arbeit besteht daher darin, die Systematik des pflichtteilsrelevanten
Steuerrechts unter Berücksichtigung der jüngsten Entscheidungen und der
diesbezüglichen – teils kritischen – Literaturansichten neu zu beurteilen.

Vor dem Hintergrund dieses Anliegens soll nun der Aufbau der Unter-
suchung dargestellt werden. Die Arbeit beginnt mit einem kurzen Über-
blick über das gesetzliche, in den §§ 2303 ff. BGB geregelte Pflichtteils-
recht. Besonderes Augenmerk wird dabei zunächst auf eine Darstellung
des in § 2303 BGB geregelten Pflichtteilsanspruchs und des in §§ 2325 ff.
BGB geregelten Pflichtteilsergänzungsanspruchs gelegt. Im Anschluss da-
ran werden verschiedene Möglichkeiten dargestellt, auf den Pflichtteil –
meist gegen Gewährung einer Abfindung – zu verzichten.

Sodann geht die Arbeit auf die steuerlichen Besonderheiten des Pflicht-
teils ein. Der Begriff der Geltendmachung bildet dabei die maßgebliche
Voraussetzung für die Besteuerung des Pflichtteils beim Pflichtteilsberech-
tigten und für den Abzug der Pflichtteilslast als Nachlassverbindlichkeit
beim Erben. Die Arbeit behandelt zunächst die Frage, welche gesetzge-
berischen Wertungen diesem Tatbestandsmerkmal zugrunde liegen. Im
Anschluss daran werden besondere Fallgestaltungen dargestellt, die bei der
Konkretisierung des Begriffs der Geltendmachung helfen sollen. Außer-
dem soll untersucht werden, ob die Bewertung des Pflichtteilsanspruchs
mit dem Nominalwert der Kapitalforderung und die Nichtanwendbar-
keit sachlicher Steuerbefreiungsregelungen verfassungsrechtlichen Grund-
sätzen standhält. Welche Auswirkungen das sonst im Steuerrecht diskutier-
te Tatbestandsmerkmal der wirtschaftlichen Belastung auf den Abzug von
Pflichtteilsverbindlichkeiten hat, soll ebenfalls näher beleuchtet werden.

Stirbt der Pflichtteilsberechtigte oder der Erbe vor der Geltendmachung
des Pflichtteils, stellt sich die Frage, ob auch in diesen Fällen die Geltend-
machung für die Besteuerung und den Abzug des Pflichtteilsanspruchs
noch maßgeblich ist oder ob in derartigen Fällen auf das allgemeine
Bereicherungs- und Belastungsprinzip zurückzugreifen ist. Es folgt eine
kritische Auseinandersetzung insbesondere mit der bereits erwähnten
BFH-Entscheidung zum ererbten Pflichtteilanspruch aus dem Jahr 201620,
aber auch mit vorherigen Entscheidungen der Finanzgerichte zu ererbten

18 BFH MittBayNot 2018, 81 (85) mit Anm. Selbherr.
19 Mayer/Süß/Tanck/Bittler/Wälzholz/Griesel, Handbuch Pflichtteilsrecht, § 17

Rn. 66.
20 BFH DStR 2017, 724.
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Pflichtteilsverbindlichkeiten. Besonderes Augenmerk gilt dabei der Frage,
inwieweit die den Entscheidungen zugrundeliegenden Problematiken mit-
einander zusammenhängen. Im Anschluss daran werden Besonderheiten
dargestellt, die sich im Falle der Vereinigung von Gläubiger- und Schuld-
nerstellung beim Tod des Erben oder des Pflichtteilsberechtigten ergeben.
Eine derartige Vereinigung (sog. Konfusion) kann insbesondere beim Ber-
liner Testament iSd. §§ 2269 BGB auftreten.

Nachfolgend wird die steuerliche Behandlung von Pflichtteilsergän-
zungsansprüchen im Hinblick auf die Steuerbarkeit und den Abzug des
Pflichtteilsergänzungsanspruchs als Nachlassverbindlichkeit in den Blick
genommen. Bei der Abzugsfähigkeit des Pflichtteilsergänzungsanspruchs
muss hierbei danach unterschieden werden, ob der Erbe (§ 2325 BGB)
oder der Beschenkte (§ 2329 BGB) vom Pflichtteilsberechtigten in An-
spruch genommen wird.

Ein größerer Teil der Arbeit beschäftigt sich sodann mit der Steuerbar-
keit verschiedener Verzichtskonstellationen gegen Gewährung einer Ab-
findung. Dabei ist maßgeblich danach zu unterscheiden, ob die Verzichts-
und Abfindungsvereinbarung zwischen dem Pflichtteilsberechtigten und
dem Erben vor oder nach dem Tod des Erblassers getroffen wurde. Im
Rahmen dessen geht die Arbeit der Frage nach, welche Auswirkungen
eine Unwirksamkeit des Verzichtsvertrags auf die Steuerbarkeit etwaiger
Abfindungsleistungen hat. Außerdem soll die Anwendbarkeit sachlicher
Steuerbefreiungen auf gewährte Abfindungen näher untersucht werden.
Besonderes Augenmerk gilt anschließend der bereits erwähnten Rechtspre-
chungsänderung des BFH aus dem Jahr 201721, der die Steuerklasse und
die anzuwendenden persönlichen Steuerfreibeträge bei Erbschaftsverträ-
gen über den Pflichtteil neu festgelegt hat. Es folgen eine kritische Würdi-
gung und ein Ausblick zu den Auswirkungen der Entscheidung auf Abfin-
dungsverzichte nach § 2346 BGB. Zudem ist zu beachten, dass sich gewisse
Konstellationen in diesem Zusammenhang nicht nur erbschaftsteuerlich,
sondern auch einkommen- und grunderwerbsteuerlich auswirken können.
Diese Besonderheiten sollen im Rahmen der Arbeit ebenfalls behandelt
werden.

Der letzte Teil der Arbeit geht auf die steuerliche Behandlung sog.
Noterbrechte nach ausländischen Rechtsordnungen ein, die beim Tod
des Erblassers anstelle von Pflichtteilsansprüchen nach deutschem Recht
entstehen. Die sich dabei stellende Frage lautet insbesondere, ob Noterb-
rechte für steuerliche Zwecke wie Pflichtteilsansprüche oder wie dingliche

21 BFH DStR 2017, 1817.
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